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Fachkräftesicherung heute für morgen

Sicherung der Fachkräftebasis im strukturellen Wandel

Fachliches Wissen, Kreativität und Engagement 
der Beschäftigten sind ein zentraler Baustein 
einer nachhaltigen wirtschaftlichen Ent wick-
lung des Landes und Voraussetzung dafür, 
Chan cen des Strukturwandels zu nutzen und 
seine Risi ken zu minimieren. Diese Erkenntnis 
scheint, nimmt man die öffentliche Auf merk-
sam keit, die das Thema „Fachkräftemangel“ 
zurzeit erfährt als Maßstab, ausreichend tief 
verankert.  

Die aktuelle Debatte um den vermeintlichen 
Fachkräftemangel zeichnet sich allerdings nicht 
selten durch pauschale Übertreibungen, begriff-

liche Unschärfen, inhaltliche Lücken und auch 
Versuche der bewussten Instrumentalisierung 
aus. So wird in einer Vielzahl von Studien und 
Stellungnahmen auf bereits heute über einhun-
derttausend fehlende Ingenieure, den drohen-
den demographisch bedingten Absturz der 
deut schen Wirtschaft sowie die daraus resultie-
rende Notwendigkeit der Aufhebung aller Zu-
wan derungsbeschränkungen oder auch verlän-
gerter Regel- und Lebensarbeitszeiten verwie-
sen.1 Zudem beschränkt sich die Diskussion fast 
aus schließlich auf die „Angebotsseite“. Die 
Frage, wie wirtschaftliches Wachstum und die 
Stärkung der industriellen Basis erreicht werden 

Was die IG Metall schon lange vor der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise immer wieder ver-
treten hat, wurde durch deren Ausbruch leider 
ein drucks voll bestätigt: Nachhaltiges Wachs-
tum entsteht weder auf noch durch Druck der 
Finanzmärkte, nicht allein im Dienst leis tungs-
bereich und ist kein Nebenprodukt deregulier-
ter Arbeitsmärkte.

Der wirtschaftliche Erfolg Deutschlands und 
Baden-Württembergs in besonderem Maße fußt 
vielmehr auf einem scheinbar einfachen Drei-
klang: Starke Industrie – hohe Inno va tions-
kraft – qualifizierte (gute) Beschäftigung. Dabei 
ist klar, dass alle drei Komponenten einander 
bedingen. Deshalb müssen sie im Zusam men-
hang gesehen und in eine Gesamtstrategie ein-

gebettet werden. Denn schrumpft die indus-
trielle Basis, sinkt auch der Bedarf an Fach-
kräften. Die Industrie wiederum kann ihre 
Stellung auf Dauer nur halten und ausbauen, 
wenn qualifizierte Fachkräfte Innovationen vor-
antreiben, zur Fertigung entwickeln und Baden-
Württemberg Produk tions stand ort bleibt.

Vor diesem Hintergrund geht es immer um bei-
des: Stärkung des Industriestandortes in Ent-
wick lung und Produktion und Sicherung der 
dazu notwendigen Qualifikationsbasis. Denn 
Bildung und Qualifizierung allein sind – wie die 
horrende Jugendarbeitslosigkeit insbesondere 
in Südeuropa zum Ausdruck bringt – kein 
Garant für Arbeitsplätze, Teilhabe und die 
Chance auf ein selbstbestimmtes Leben.

Die Fachkräftedebatte –  
einige notwendige Vorbemerkungen 
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Fachkräftedebatte
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1) jeweils Ende Juli und soweit nicht anders angegeben: Daten der BA  
2) ausschließlich geringfügig Beschäftigte und im Nebenerwerb geringfügig Beschäftigte, ohne kurzfristig Beschäftigte; 
3) Sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigte mit weniger als 40 Stunden pro Woche;
4) Jahresangaben, Mikrozensus (Die Angaben beziehen sich auf „Kernerwerbstätige“ im Alter von 15 bis unter 65 Jahren: nur Hauptbeschäftigte,  
ohne Auszubildende, Schüler und Studierende);
Quelle:  Bundesagentur für Arbeit (2011), Beschäftigtenstatistik, Statistisches Bundesamt (2011), Arbeitstabellen Mikrozensus 

Vom Überfluss  
zum Mangel?  

können und welche Qualifikationen dafür in 
Zukunft benötigt werden, bleibt weitgehend un-
beantwortet. Wenig hilfreich ist in diesem 
Zusammenhang schließlich die starke, teilweise 
fast ausschließliche Fokussierung auf den Inge-
nieurbereich. Denn ein zukunftsfähiger Indus-
triestandort in Entwicklung und Produk tion er-
fordert immer beides: Ingenieurwissen und 
qualifizierte Facharbeit. Entsprechend muss 
auch beides in den Mittelpunkt der De batte und 
das Zentrum des Handelns gerückt werden. 

Eine nüchterne Betrachtung der Ausgangslage 
zeigt, dass von einem umfassenden Fachkräfte-
mangel zurzeit nicht gesprochen werden kann. 
Denn  

• auch wenn der Bedarf an qualifizierten Mit-
ar beitern/innen im Zuge der wirtschaftlichen 
Er holung steigt, kann daraus nicht ohne wei-
teres eine allgemeine Mangelsitu a tion abge-
leitet werden. Vielmehr deutet sich an, dass 

sich die Zeiten, in denen gut qualifizierte 
Fach kräfte im Überangebot, kurzfristig und 
zu schlechten Konditionen zur Verfügung 
stan den, dem Ende neigen. 

• die in der Öffentlichkeit kursierenden Man-
gel zahlen sind zumindest interpretationsbe-
düftig, insbesondere im Bereich der Höher- 
und Hochqualifizierten. Denn in diesem Teil-
segment des Arbeitsmarktes ist die Daten-
lage schlecht. Sicher ist hingegen, dass in 
dem als besonders kritisch eingestuften 
Ingenieurbereich die Studierenden- und 
Absol ventenzahlen seit Jahren deutlich stei-
gen (gerade auch in Baden-Württemberg2).
Außer dem werden die auf Betriebsebene 
vorhandenen Quali fi kationen nicht oder 
nicht in vollem Umfang erfasst, gefördert 
und genutzt.  

• zu erwartende Anpassungsreaktionen auf 
dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt bleiben 
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aus. Trotz vermeintlicher Knappheit werden 
nach wie vor gut qualifizierte Facharbeiter in 
de quali fizierende Jobs bei Leiharbeitsfirmen 
ver mittelt, weitet sich der Niedriglohnsektor 
(der sich größtenteils aus Personen mit Be-
rufs abschluss zusammensetzt) ungebremst 
aus und verfestigt sich, steigt die Zahl der Be-
fristungen (etwa jede zweite Neu ein stel lung) 
und haben Schulabgänger mit formal niedri-
gen Abschlüssen enorme Schwie rig keiten, ei-
nen geeigneten Aus bil dungs platz zu finden.

Diese Auflistung ließe sich fortsetzen. Zum Bei-
spiel mit Verweis auf häufig unfreiwillige Teil zeit-
arbeits verhältnisse bei Frauen, fehlende Hin wei-
se über tatsächliche Auftragsverluste durch ei-
nen Mangel an geeignetem Personal oder die 
nach wie vor hohe Zahl der offiziell als arbeits los 
regis trierten Personen (plus die so ge nan nte stil-
le Reser ve). Tatsächliche Eng pässe an qualifizier-
tem Personal bestehen bisher nur in wenigen 
Teil branchen, z.B. im Pflege bereich (bedingt 
durch die schlechten Arbeits be din gun gen, nied-
rige Verweildauer und sehr geringe Aus bil dungs-
quote) und für bestimmte Berufs grup pen in ein-
zelnen Regionen mit faktischer Voll beschäf-
tigung, vor allem in Bayern (Arbeits lo senquote 
August 2011: 3,7 Prozent) und Ba den-Würt tem-
berg (Arbeitslosenquote August 2011: 4,1  Pro-
zent). 

Der Umstand, dass es sich bei dem vermeintli-
chen Fachkräftemangel aktuell eher um einen 
sehr begrenzten Engpass handelt, bedeutet aber 
keine Entwarnung. Zum einen, weil es nicht aus-
schließlich darum gehen kann, die Bedürf nisse 
der Unternehmen nach Fachkräften zu befriedi-
gen. Der Zugang zu guter schulischer und beruf-
licher Bildung für Alle ist für die IG Metall viel-
mehr immer auch Ziel an sich. Denn Bildungs-
gerechtigkeit ist und bleibt Voraus setzung für 
Chancengleichheit und Teilhabe und damit zent-
rales sozialstaatliches Gebot, das – wie eine 

Vielzahl von Untersuchungen nach weisen3 – völ-
lig unzureichend eingelöst wird. Zum anderen ist 
die Qualifikationsbasis von heute nur eine 
Momentaufnahme, während gleich zeitig der 
strukturelle und demographische Wandel an 
Fahrt gewinnt. Salopp formuliert werden wir älter 
und auf längere Sicht auch weni ger, während pa-
rallel dazu die qualifikatori schen An for de run gen 
weiter steigen bzw. steigen müssen. 

Deshalb ist es notwendig, 

• Bildungsarmut zu bekämpfen, indem jeder 
Ein zelne durch Investitionen in vorschulische, 
schulische und berufliche Bildung und Aus-
bil dung bestmöglich gefördert wird,

• die notwendigen Rahmenbedingungen für 
die gezielte Weiter- und Höherqualifizierung 
von bereits Beschäftigten entlang veränderter 
betrieblicher Anforderungen zu schaffen, 

• bestehende Hürden der Arbeits markt in te gra-
tion – insbesondere für Frauen – weiter ab zu-
bauen und der Diskriminierung von Jugend-
lichen aus sozial benachteiligten Fami lien 
ent gegen zu wirken, 

• den Arbeitsmarkt und die Arbeitsgestaltung 
auf die Anforderungen der Zukunft auszurich-
ten (Gute Arbeit) sowie 

• neue Qualifikationsbedarfe, z.B. in Wachs-
tums märkten, zu identifizieren und das Bil-
dungs- und Ausbildungssystem auf das Aus-
rollen neuer Technologien vorzubereiten. 

Dabei darf eines nicht aus dem Blickwinkel gera-
ten. Selbst bei entschlossenem Handeln vergeht 
Zeit, bis sich die ersten Erfolge einstellen. Des-
halb müssen die Weichen jetzt gestellt werden, 
um die Fachkräftebasis der Unternehmen lang-
fristig zu sichern, den Industriestandort Baden-
Würt tem berg zu stärken und Chancengleichheit 
herzustellen.  

Chancengleichheit  
als Ziel 

Die Weichen  
jetzt stellen  
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Fast 27 Prozent der Menschen arbeiten in 
Baden-Württemberg direkt im verarbeitenden 
Gewerbe (Bundesdurchschnitt 2009: 18,7 Pro-
zent).4 Hinzu kommen viele Arbeits plät ze im 
Bereich der IT- und anderer Dienst leis tun gen, 
die unmittelbar von der Industrie als Auf trag-
geber abhängen. Dieser hohe Anteil ist – ent-
gegen mancher Vorurteile – nicht Ausdruck von 
Rückständigkeit, sondern das genaue Gegen-
teil. Denn rund ein Viertel des gesamten deut-
schen Budgets für Forschung und Entwicklung 
wird in Baden-Württemberg eingesetzt. 

Hiesige Unternehmen belegen regelmäßig 
Spitzenplätze in internationalen Patent statis-
tiken, viele anspruchsvolle Dienstleister wie 
Forschungs institute und Beratungs ein rich tun-
gen sowie Uni versitäten und Fachhoch schulen 
arbeiten eng mit der Industrie zusammen. 

Die Industrie selbst schafft zudem eine große 
Nach fra ge nach industriennahen Dienst leis-
tungen und trägt maßgeblich zu Wohlstand, 
über durchschnittlicher Beschäftigung und ge-
ringer Arbeitslosigkeit bei. Ein Blick auf die ho-
he Exportquote belegt die hohe Wettbewerbs-
fähigkeit einzelner Unternehmen. Sie ist aber 
auch Ausdruck leistungsfähiger Cluster struk-
turen, die sich im Zuge der internationalen 
Arbeits teilung herausgebildet haben und den 
spezifischen Standortvorteil ausmachen. Auf ei-
nen einfachen Nenner gebracht ist es kein 
Zufall, dass viele hochwertige Investitions- und 
Kon sum güter aus Baden-Württemberg stam-
men. Sondern es ist das Ergebnis eines komple-
xen Zu sam men spiels von Ingenieurwissen und 
Pro duk tions erfahrung, einer hohen Industrie-
dichte, gewach senen Koope rationsbeziehungen 
zwi schen Un ter neh men, einer günstigen bzw. 
„geduldigen“ Kapi talstruktur (Familien- und 
Stif tungs un ter neh men, Konzernsitze im Land), 
guter Infra struk tur, dualem System der berufli-
chen Bil dung, verbandlicher Regulierung der 

Arbeits bezie hungen, betrieblicher und unter-
nehmerischer Mitbestimmung und sowie einer 
industrie politischen Flankierung dieses Ent-
wick lungsmodells.

Ebenso unstrittig wie vergangene und aktuelle 
Erfolge ist aber auch, dass die Industrie und da-
mit die Wirtschaft als Ganzes in Baden-Württem-
berg vor großen strukturellen Herausfor de-
rungen steht. Im Zuge von Inter natio na li sie rung 
und Globalisierung wird der Konkurrenz druck 
weiter zunehmen, in steigendem Maße auch in 
Kernbereichen des baden-württem ber gi schen 
exportorientierten Leis tungs- und Produkt pro-
fils (Kraftfahrzeuge, Maschinen und Anlagen-
bau, Green-Tech etc.). Neue, teilweise massiv 
staatlich geförderte ausländische Wett be werber 
treten auf den Markt und unternehmen große 
Anstrengungen, um zu den etablierten Markt- 
und Techno logie führern aufzuschließen. Hinzu 
kommt, dass die gesamte Industrie vor der Not-
wendigkeit steht, technologische Umbrüche  – 
die zunehmend auch durch entsprechende 
Gesetze und Verord nungen getrieben werden – 
bewältigen zu müssen, insbesondere in den 
Bereichen Material- und Energie effizienz. Dies 
alles vor dem Hintergrund des demo gra-
phischen Wandels, in dessen Verlauf starke 
Alters kohorten aus dem Erwerbsleben aus-
scheiden, das Durch schnitts alter der Beleg-
schaften steigt und die Zahl der Schulabgänger 
sinkt. 

Schon diese kurze Aufzählung macht deutlich, 
dass die aktuellen und zukünftigen Herausfor-
de rungen nicht einfach eine Variante vergange-
ner Herausfor de rungen sind. Denn auch wenn 
es Strukturwandel, konjunkturelle Krisen und 
technologische Um brü che schon immer gege-
ben hat, so kann vor dem Hintergrund der 
Gleichzeitigkeit der Ent wicklungen, deren Stär-
ke und Geschwin digkeit doch von einer neuen 
Qualität gesprochen werden. Die Art und Weise 

Industriestandort Baden-Württemberg  
im strukturellen Wandel

Industriestandort Baden-Württemberg

Vielfältige 
Herausforderungen
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des Umgangs mit den skizzierten Heraus-
forderungen ist maßgeblich für die Zukunft von 
Produktion und Beschäf tigung in Deutschland 
im All ge mei nen und Baden-Württemberg im 
Besonderen. Denn das Modell der Inno vations-
füh rerschaft auf Basis qualifizierter Beleg schaf-
ten ist an Voraus set zun gen gebunden: Not wen-
dig sind Stand ort- und Investi tions ent schei dun-
gen in Ent wicklung und Produktion, die Beglei-
tung tech no logischer Umbrüche durch eine ak-

tive Indus trie politik sowie Maßnahmen zur 
Siche rung und Stärkung der Fachkräftebasis. 
Dabei kommt es in Zukunft verstärkt auch dar-
auf an, neue Technologien durch die Bündelung 
von Ressourcen und unter Einbeziehung aller 
maßgeblichen Akteure voranzutreiben. Die 
Leicht bauinitiative, an der die IG Metall von 
Beginn an beteiligt war, bietet für diesen Ansatz 
ein gutes Beispiel. 

Leichtbauinitiative

Gewichtsreduktion kann einen wichtigen Beitrag zur 
Senkung des Ressourcenverbrauches leisten. Damit rückt 
das Thema Leichtbau auf die Agenda und mit ihm eine Reihe 
technologischer Herausforderungen, z.B. die Bauteil gestal-
tung und -auslegung, chemische Unverträglichkeiten, unter-
schiedliche thermische Dehnungen bei hybriden Strukturen 
sowie Probleme bei der Verbindung von verschiedenen Mate-
ria lien. 

Um diese Herausforderungen zu meistern und mittelfristig 
großflächig zur Anwendung zu bringen, wurde unter Betei-
ligung der IG Metall Baden-Württemberg, einer großen Zahl 
innovations starker Unternehmen, renommierter Forschungs-
ein rich tungen und den zuständigen Verbänden das Leicht-
bauzentrum Baden-Württemberg (www.lbz-bw.de) gegrün-
det. 

Mit dem gemeinsamen Ziel der 

• Vernetzung und Kooperationsanbahnung von Unter neh-
men sowie Einrichtungen der wirtschaftsnahen Forschung 
und Entwicklung, Dienstleistungsanbietern und unterstüt-
zenden Organisationen auf dem Kompetenzfeld system-
effizienter hybrider Leichtbaustrukturen, 

• Unterstützung beim Aufbau eines technologisch getriebe-
nen Innovationsmanagements zur Erhöhung der Innova-
tionskraft und -fähigkeit der beteiligten Partner, 

• Verbesserung des Know-how-Austausches innerhalb stra-
tegischer Allianzen, 

• Förderung und Sicherstellung des frühzeitigen Wissens-
trans fers in die Unternehmen, 

• Erschließung von Synergiepotenzialen entlang der ge-
samten Wertschöpfungskette, 

• Steigerung und Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der 
beteiligten Partner, 

• Verbesserung der Cluster-Kompetenzen durch 
Vermittlung erforderlicher Methoden und Technologien, 

• Kommunikation der Leistungsfähigkeit der beteiligten 
Partner sowie die Vertretung ihrer Interessen gegenüber 
Politik, Wirtschaft und der Öffentlichkeit.

Ein Schwerpunkt der Arbeit soll und muss dabei im Bereich 
der Qualifizierung und Weiterbildung liegen. Die IG Metall 
Baden-Württemberg wird dabei darauf hinwirken, dass nicht 
die betriebsspezifische Weiterbildung zum Standard wird, 
sondern die Beschäftigten arbeitsmarktfähige und auf zu-
künftigte Bausteine anrechenbare Qualifikationen erwerben. 
Darüber hinaus muss sichergestellt sein, dass Erfordernisse 
des Arbeits- und Gesundheitsschutz stets zu Beginn von 
Planung, Entwicklung und Anwendung im Leichtbaubereich 
ausreichend berücksichtigt werden.



9

Die zentralen Auswirkungen des demographi-
schen Wandels für Baden-Württemberg, die in 
ihrer Tendenz fest stehen und entsprechend 
kaum zu beeinflussen sind, lassen sich in weni-
gen Punkten zusammenfassen: 

Das Erwerbspersonenpotential – also alle dem 
Arbeits markt potentiell zur Verfügung stehen-
den Personen – geht auf mittlere Sicht nur sehr 
lang sam zurück. Dieser Rückgang kann (und 
muss!) durch die Erhöhung der tatsächlichen 
Erwerbs beteiligung kompensiert werden. Ge-
lingt dies, ist erst ab 2025 in Baden-Würt tem-
berg mit einem Rückgang der Erwerbs personen 
zu rechnen. Damit stellt sich die Situa tion in 
Baden-Württemberg deutlich günstiger dar als 
im Bundesländervergleich, insbesondere ge-
genüber den neuen Bundesländern.

In vielerlei Hinsicht bedeutender ist die mit der 
„Unterjüngung“ einhergehende Verschiebung 
der Altersstruktur der Bevölkerung sowie der 
Beschäftigten. Während im Jahr 2005 knapp 26 
Prozent der Erwerbspersonen älter als 50 Jahre 
waren, steigt dieser Anteil bereits 2020 auf rund 
35 Prozent. Der Anteil der nachwachsenden 
Gene ration – der unter 20-Jährigen – an der 
Gesamt bevölkerung wird voraussichtlich von 
gegen wärtig 21 Prozent langsam auf 17 Prozent 
im Jahr 2020 sinken und danach weiter fallen. 
In einer gegenläufigen Bewegung steigt der 
Bevöl kerungsanteil der 60-Jährigen und älteren 
Menschen von heute 24 auf 29 Prozent im Jahr 
2020 an. Danach erhält diese Entwicklung ei-
nen besonderen Schub, wenn die geburtenstar-
ken Jahrgänge aus der Zeit von etwa 1960 bis 
1970 in die Altersphase der Älteren hineinwach-
sen. Um 2030 – so die vor liegenden Prognosen 
– stellen die 60-Jäh rigen und Älteren gut ein 
Drittel der Bevölkerung.5

Die Zahl der Schüler/innen in Baden-Württem-
berg wird hingegen von heute 1,69 Mio. auf 
rund 1,25 Mio. im Jahr 2030 zurückgehen (mi-

nus 26 Prozent). Dieser Rück gang vollzieht sich 
nicht gleichmäßig über alle Schulformen, son-
dern schreibt nach vorliegenden Projektionen 
bereits existierende Verschiebungen zwischen 
den Schulformen fort. Grob zusammengefasst 
verliert die Hauptschule weiter relativ an 
Bedeutung, während sich der Trend zu mittleren 
und höheren Schul ab schlüs sen fortsetzt. Diese 
Entwicklung trägt maßgeblich dazu bei, dass 
die Zahl der Schulabgänger mit Hoch schul-

Bevölkerungs entwicklung  
und Erwerbstätigkeit in Baden-Württemberg 

Bevölkerungs entwicklung und Erwerbstätigkeit

Voraussichtliche Entwicklung der Erwerbspersonenzahl
in Baden-Württemberg bis 2030 in Mio

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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zugangs berech tigung bis 2020 stabil bleibt und 
dann mit voraussichtlich über 60.000 den Wert 
von 2008 noch übertrifft.6

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
ein demographisch bedingter Absturz der Wirt-

schaft in Baden-Württemberg auf absehbare 
Zeit nicht droht. Allerdings verläuft die Ent wick-
lung regional zum Teil sehr unterschiedlich, was 
z.B. bei der Schulplanung eine nicht unwesent-
liche Rolle spielt. 

Auch wenn die demographische Entwicklung in 
Baden-Württemberg sich im Vergleich mit ande-
ren Bundesländern eher günstig darstellt (vor-
aussichtlicher Rückgang der Erwerbspersonen 
bis 2030 um rund 5 Prozent gegenüber 33 Pro-
zent in Sachsen-Anhalt) besteht gleichwohl 
Hand lungsbedarf. So muss es in Zukunft weit-
aus besser gelingen, bislang unterdurchschnitt-
lich in den Arbeits markt integrierte Gruppen 
(Älte re Arbeitnehmer/innen, Frauen, Jugend li-
che aus sozial schwachen Familien) bessere 
Chan cen auf Beschäf tigung zu ermöglichen. Mit 
dem Ziel, alle personengruppenspezifischen 
Unter schiede bei der Bildungs- und Erwerbs be-
teiligung vollständig einzuebnen, solange die se 
Unterschiede nicht persönlich-individuelle Ent-
schei dungen im Rah men der eigenen Lebens-
planung widerspiegeln. 

Berufliche Schule

Gymnasium1)

Realschule
Sonderschule
Werkrealschule 
und Hauptschule
Grundschule

0

0,2

0,4

0,6

0,8

1,0

1,2

1,4

1,6

1,8

30/3126/2722/2318/1914/1510/1106/072002/0398/9994/951990/91

1) Einschließlich Freie Waldorfschulen, Schulen besonderer Art und Orientierungsstufe.

Voraussichtliche Entwicklung der Schülerzahlen an öffentlichen 
und privaten Schulen in Baden-Württemberg bis zum Schuljahr 2030/31 

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Vorausrechnung

Basis: Landesvorausrechnung der Bevölkerungsentwicklung 2009 in Mio
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Datenquelle: Regionalisierte Bevölkerungsvorausrechnung Basis 2008 mit Wanderungen 
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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Um den Handlungsbedarf zur Sicherung der 
Fach kräf te basis in Baden-Württemberg zu be-
stimmen, darf der Blickwinkel nicht allein auf 
der Angebotsseite liegen. Vielmehr muss (und 
kann) sowohl das Angebot als auch die 
Nachfrage nach Fachkräften durch zielgerichte-
tes Handeln ausgeweitet werden. Denn so wie 
die demographische Entwicklung, nicht aber 
die tatsächliche Bildungs- und Erwerbs be tei li-
gung der Bevölkerung, vorgezeichnet ist, bleibt 
die Nachfrage nach Fachkräften abhängig von 
Grö ßen wie Wachstum, Dynamik und Richtung 
des Struk tur wandels, Entwicklung der Arbeits-
pro duk tivität sowie eben einer gesicherten 
Fach kräfte basis selbst. 

Die vorliegenden Projektionen zur Entwicklung 
des Arbeits- und Fachkräftebedarfs in Baden-
Württemberg kommen – abhängig von den un-
terstellten Annahmen – zu unterschiedlichen 
Ergebnissen im Detail, ohne sich dabei grund-
sätzlich zu widersprechen. Die Kernaussagen 
der vorliegenden Studien7, die allesamt von ei-
ner Fortschreibung bzw. leichten Erhöhung der 
Wachstumsraten der jüngeren Vergangenheit 
ausgehen, lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen: 

• Die strukturellen Veränderungen der Sek-
toren (steigender Dienstleistungsanteil so-
wie Zuwachs an „wissensbasierten“ Tätig-
kei ten) setzen sich fort. 

• Alle Projektionen weisen am Ende der jewei-
ligen Betrachtungsperiode für Baden-Würt-
tem berg einen deutlichen zusätzlichen 
Bedarf an qualifizierten und hochqualifizier-
ten Arbeitskräften aus (rund 500.000).

• Der Mehrbedarf an Arbeitskräften bezieht 
sich damit auf qualifizierte Facharbeit und 
Akademiker, während es im un- und ange-
lernten Bereich zu einem weiteren Abbau 
von Arbeitsplätzen kommt.  

Ein Blick auf die tatsächliche Entwicklung in den 
baden-württembergischen Betrieben untermau-
ert die Aussagen hinsichtlich des Trends hin zu 
einem steigenden Bedarf an Höher- und Hoch-
quali fizierten. Gegenwärtig erfolgen – um ein 
Bei spiel zu nennen – rund 20 Prozent der Ein-
stel lungen in der baden-württembergischen 
Metall- und Elektroindustrie im Bereich der 
Hoch schulabsolventen, während in den letzten 
Jahren, verstärkt durch die Wirtschaftskrise, in 
der ME-Industrie massiv Arbeitsplätze im Un- 
und Angelerntenbereich abgebaut wurden.8 

Unterschiede in den Einschätzungen ergeben 
sich hinsichtlich der Gewichtung der sektoralen 
Entwicklung, also der gesamtwirtschaftlichen 
und beschäftigungspolitischen Bedeutung des 
produzierenden Sektors. Dabei zeigt sich aber 
auch – wie seitens der IG Metall Baden-Würt-
temberg immer wieder betont – dass diese Ver-
schiebungen keinem Naturgesetz folgen. Viel-
mehr müssen notwendige Schritte unternom-

Arbeitskräftebedarf der Zukunft 

Arbeitskräftebedarf der Zukunft

Steigende  
Quali fikations
anforderungen

Entwicklung des Beschäftigungsbestandes nach Qualifikation 
in baden-württembergischen Betrieben 2000 bis 2009, Anteile der Beschäftigten in % 
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men werden, um Baden-Württemberg dauerhaft 
auf einen höheren Wachstumspfad zu heben 
(2,5 bis 3 Prozent), vor allem auch durch den ge-
zielten Auf- und Ausbau wichtiger industrieller 
Zu kunfts felder in Entwicklung, Produktion und 
Anwendung durch die Besetzung von Leit märk-
ten (Nachhaltige Mobilität, Umwelt tech no logie 
und Ressourceneffizienz, IT-Dienst leistungen, 
Gesundheitssektor). Dazu gehört mit steigender 
Dringlichkeit auch, das Bildungs- und Aus bil-
dungs system auf das Ausrollen neuer Techno lo-
gien gezielt vorzubereiten.

Erhöhung Erwerbstätigenquote, 
Zuwanderung, Renteneintrittsalter 

0,1

Demografischer Wandel -0,1

Angebot Arbeitskräfte 2010 5,3

Nachfrage 20201 5,7 -5,9

Zusätzlicher Arbeitskräfte-
bedarf durch Wachstum

0,4 -0,6

Angebot 2020 5,3

Aufteilung des Fachkräftebedarfs bis 2020 
in Tsd

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; McKinsey

Summe Schwer- 
punktthemen

250

Außerhalb der 
Schwerpunktthemen  

250

Summe 500

Facharbeiter in den
Schwerpunktthemen  

125

Ingenieure in den 
Schwerpunktthemen   

125

1 Wir gehen davon aus, dass Angebot und Nachfrage von Arbeitskräften bei Arbeitslosenquoten von ~ 5% gleich sind

Fachkräftebedarf in Baden-Württemberg bis 2020 

Überblick Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg 
in Mio. Erwerbstätigen

Bei den in der Graphik zusammengefassten Schwer
punktthemen handelt es sich um die Felder „Nach hal
tige Mobilität, Umwelt technologie und Ressour cen effi
zienz, ITDienst leis tun gen, Gesund heits sek tor“ 
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Frauen 

Die Erwerbsquote von Frauen ist in Baden-
Württem berg mit 70  Prozent im Vergleich der 
Bundesländer hoch. Gleichwohl kann von Chan-
cen gleichheit am Arbeitsmarkt kaum gespro-
chen werden. Denn Frauen stellen 85  Pro zent 
der Teilzeitbeschäftigten und zwei Drittel der 
Mini jobber.9 

Die tatsächliche Arbeitszeitlücke zwischen Män-
nern und Frauen ist entsprechend weitaus grö-
ßer, als dies der Blick auf die Erwerbs be tei li-
gung auf den ersten Blick vermuten lässt. Die 
Entwicklung der letzten 20 Jahre zeigt, dass sich 
die Schere zwischen Männern und Frauen sogar 
noch geöffnet hat. Denn während zwischen 
1990 und 2010 rund 240.000 neue sozialversi-
cherungspflichtige Teil zeit ar beits plätze für 
Frau en entstanden sind (plus 63 Pro zent), wur-
den gleich  zeitig fast 80.000  Voll zeit stel len für 
Frauen abgebaut. Dadurch stieg die Teil zeit-
quote um 11 Pro zent punkte auf nun mehr 35 Pro-
zent.10

Die Unterschiede hinsichtlich der geschlechter-
spezifischen Erwerbsbeteiligung spiegeln dabei 
in weiten Teilen keine unterschiedlichen indivi-
duellen Präferenzen wider. Laut einer aktuellen 
Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) würden die Hälfte 
der teilzeit-sozialversicherungspflichtig be-
schäftigten Frauen und zwei Drittel der Mini-
Jobberinnen ihre Arbeitszeit gerne ausweiten.11 
Die Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt 
drückt sich allerdings nicht allein in dem hohen 
Anteil von Teilzeitarbeitsverhältnissen aus. 
Denn hinzu kommen – teilweise durch diese be-
dingt – erschwerte Aufstiegs- und Karriere mög-
lich keiten sowie eine Spaltung des Arbeits-
marktes in vermeintliche Frauen- und Männer-
be rufe. So lag beispielsweise ihr Anteil an 
Führungs kräften in Baden-Württem berg 2007 
bei rund 22 Prozent, obwohl sie einen Anteil 

von 46 Prozent aller Erwerbstätigen stellen. Und 
nur 3  Prozent übten 2007 einen tech nischen 
Beruf aus (Männer: 12 Prozent), was dem Wert 
von Anfang der 90er Jahre entspricht.12

Damit steht, soweit die Rahmenbedingungen 
dies zulassen, dem Arbeitsmarkt in Baden-
Würt tem berg ein großes Potential an 

Fachkräften zur Ver fügung (rein rechnerisch 
mehrere hundert tausend Vollzeitarbeitskräfte 
durch eine Er hö hung der Erwerbsbeteiligung 
und Ausweitung der Stundenzahl). Dies gerade 
auch vor dem Hin tergrund, dass junge Frauen 
bezogen auf Bil dungs stand und Qualifikation 
stark aufgeholt bzw. ihre männlichen Alters ge-
nos sen sogar über holt haben. Dabei geht es 
nicht darum, Ent scheidungen über Berufswahl, 
Arbeitszeit etc. vor zuschreiben, sondern um 
eine Kultur der Ermöglichung, die erst die 
Voraus setzungen für echte Wahlfreiheit schafft. 
Die Themen flexible Arbeitszeitgestaltung, Zu-

Chancen(-un)gleichheit am Arbeits- und Ausbildungsmarkt – 
zentrale empirische Befunde  

Chancen(-un)gleichheit am Arbeits- und Ausbildungsmarkt

Sozialversicherungspflichtig beschäftigte Frauen 
in Vollzeit und Teilzeit seit 1990 in Baden-Württemberg in Tsd. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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gang zu Fort- und Weiter bildung (auch) in der 
Teilzeit, Information und Beratung über techniko-
rientierte Aus bil dungs- und Berufs perspek ti ven 
und Kinder be treu ung spielen dabei eine be son-
dere Rolle. Letztes in steigendem Maße vor dem 
Hinter grund sich verändernder Fami lien kon stel-
la tionen. So ist die Anzahl der Allein erziehenden 
(88 Pro zent Frauen) – die in besonderem Maße 
auf Betreuungsplätze angewiesen sind, seit 1980 
um die Hälfte auf nunmehr knapp 180.000 ge-
stiegen.13 Das extrem hohe Armuts risiko dieser 
Haushalte (44 Prozent gegenüber 8 Prozent bei 
Paarhaushalten mit einem Kind14) ist ganz we-
sentlich auf die schlechten Arbeitsmarktchancen 
von Alleinerziehenden zurückzuführen, die wie-
derum in einem Mangel an Betreuungsplätzen 
eine zentrale Ursache hat (in Baden-Württem-
berg liegt die Vollzeit er werbs  tätigkeit von Allein-
erziehenden mit 36  Pro zent weit unter dem 
Bundesdurchschnitt von 49 Prozent ).15

Insgesamt steht damit fest: Die Ausgangslage ist 
unter dem Gesichtspunkt der Chancen gleich heit 
unbefriedigend. Ein Festhalten am Status Quo ist 
aber auch angesichts der demographischen und 
strukturellen Herausforderungen sowie vor dem 
Hinter grund des sozialen Wan dels volkswirt-
schaftlich eine Sackgasse.

Ältere Arbeitnehmer/innen  

Eine der zentralen Herausforderungen im Zuge 
des demographischen Wandels ist die weiter 
voran   schreitende Alterung der Bevölkerung 
und damit auch der Erwerbstätigen. Der Anteil 
der Arbeitnehmer/innen 50 Jahre und älter wird 
deutlich zunehmen, während die jungen Kohor-
ten vergleichsweise schwach besetzt sind. Diese 
Struktur ver schiebung muss anders als in der Ver-
gan genheit bewältigt werden, soll sie nicht mit 
einem Ansteigen der Arbeits lo sig keit, Fach- und 
Arbeitskräftemangel und dem Ver lust von Know-
how und Inno vations fähig keit einhergehen. 

Denn trotz einiger in der Öffentlichkeit kursieren-
der Erfolgsmeldungen ist die Erwerbsbe tei li gung 
älterer Arbeitnehmer/innen nach wie vor gering 
und liegt deutlich unter dem Gesamt durch schnitt 
aller Beschäftigten. Bei den 62-Jäh rigen waren 
bundesweit im Juni 2008 gerade einmal 14,1 
Prozent der Personen dieses Jahrgangs in Vollzeit 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Bei den 
63- bzw. 64-Jährigen waren es sogar nur noch 9,2 
bzw. 6,3  Prozent (einschließlich Frei stellungs-
phase Altersteilzeit). Be trachtet man – wie die 
gegen wärtige Bundes regierung dies gerne tut – 
meh rere Jahrgänge zusammen, z.B. die 55- bis 
65-Jährigen, sieht das Bild weniger düster aus 
(Beschäf ti gungs quote Baden-Württemberg Juni 
2011: 42,9  Pro zent). Der vermeintliche Anstieg 
der letzten Jahre wird allerdings dadurch relati-
viert, dass viele „junge“ ältere Beschäftigte in 
diese Gruppe hineingewachsen sind, wodurch 
sich quasi wie von selbst und ohne aktives 
Handeln eine scheinbare Verbesserung ergibt. 

Schließlich zeichnen diese Durch schnitts be-
trach tungen ohnehin nur allgemeine Trends 
nach, hinter denen sich eine Vielzahl von Diffe-
ren zierungen verbergen. So liegt die Erwerbs-
quote der älteren Arbeitnehmer/innen in vielen 
Berufen der Metall- und Elektroindustrie z.T. 
deut lich unter den Durchschnittswerten und 

Herstellung von Metallerzeugnissen  28.353 39.586 43.100 22.109

Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten, 
elektronischen und optischen Erzeugnissen  16.414 25.004 26.657 13.047

Herstellung von elektrischen Erzeugnissen  13.743 20.600 23.047 10.556

Maschinenbau  47.727 66.424 73.389 38.662

Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen  35.529 54.138 58.410 25.481

25-34 
Jahre

35-44 
Jahre

45-54 
Jahre

55-66 
Jahre

Quelle: Sonderauswertung der Bundesagentur für Arbeit für die IG Metall 

Altersstruktur der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
in Baden-Württemberg nach Wirtschaftszweigen (Stand: Juni 2010) 
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stel len Beschäftigte in der ME-Industrie auf-
grund besonderer Belastungssituationen weit-
aus häufiger (erfolgreich) einen Antrag auf 
Erwerbs min de rungsrente. So wie überhaupt nur 
in einer Min derheit der Unternehmen ältere 
Arbeit neh mer/innen in nennenswerter Zahl be-
schäftigt sind und ältere Arbeitssuchende enor-
me Schwie rig keiten haben, einen Arbeitsplatz 
zu fin den.16

Damit steht fest: Die Erwerbschancen älterer 
Arbeit nehmer/innen sind nach wie vor unzurei-
chend. Deshalb ist Handeln auf vielen Feldern 
not wendig, insbesondere in den Bereichen 
Arbeits gestaltung, Gesundheitsschutz aber 
auch bei der Fort- und Weiterbildung. Denn al-
ters- und alternsgerechte Arbeitsplätze sind die 
Voraussetzung dafür, dass vorhandene Poten-
tiale auch genutzt werden können (laut einer 
Studie des Institut für angewandte Wirtschafts-
forschung(IAW) ist die tatsächliche Ver breitung 
von Maßnahmen zur Erhaltung der Be schäf ti-
gungs fähigkeit Älterer sehr gering und in den 
letzten Jahren sogar rückläufig17). Der Zugang zu 
Fort- und Weiterbildung ist auch für Ältere ein 
entscheidender Schlüssel, die individuellen 
Beschäftigungschancen zu sichern und die be-
triebliche Kompetenz zu halten bzw. auszubau-
en. Personalpolitik, die sich von Jugend wahn 
leiten lässt und auf (erzwungenen) komprimier-
ten Erwerbsbiographien basiert, kann und wird 
keine Zukunft haben. Notwendig ist vielmehr 
ein Umdenken, welches die Vorteile altersge-
mischter Belegschaften in den Blick nimmt, die-
se fördert und weiterentwickelt. 

Schüler, Jugendliche und junge Erwachsene

Bei der Sicherung der Fachkräftebasis in Baden-
Württemberg spielt die Leistungsfähigkeit des 
allgemeinen sowie des Berufsbildungssystems 
eine zentrale Rolle. Denn hier werden die 

Weichen für einen erfolgreichen Einstieg in 
Ausbildung und Arbeitsmarkt früh gestellt oder 
auch Entwicklungspotentiale im Keim erstickt. 
Dabei gilt: So wichtig und richtig es ist, immer 
wieder zweite und dritte Chancen zu ermögli-
chen, darf aus dieser Option nicht der erzwun-
gene Regelfall werden, in dem Sinne, dass die 
erste Chance für viele von vornherein verschlos-
sen bleibt. Genau dies ist aber nach wie vor für 
eine große Gruppe von Jugendlichen der Fall. 

Die Defizite lassen sich entlang zweier Ent-
wicklungen beschreiben. Ein zentraler, inzwi-
schen gut mit Zahlen und Fakten unterlegter, 
Befund hinsichtlich des deutschen Bildungs-
systems lautet: Sozial ungerecht und damit we-
nig leistungsfähig. Denn solange Herkunft und 
sozialer Status maßgeblich für den individuel-
len Bildungserfolg sind, ist Chancengleichheit 

Schulisches und berufliches Bildungsniveau 
der 25- bis unter 35-jährigen Baden-Württemberger 
mit und ohne Migrationshintergrund 2007

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg

Anteile in %
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Realschule (inklusive poly-
technische Oberschule)
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nicht gegeben (deshalb ungerecht) und verküm-
mern Potentiale (deshalb auch wenig leistungs-
fähig). Dass – um eines von vielen möglichen 
Bei spielen herauszugreifen – fast 60 Prozent 
der Schülerinnen und Schüler mit deutscher 
Herkunft und hohem sozialen Status in Baden-
Württemberg das Gymnasium besuchen, der 
Anteil bei Schülerinnen und Schülern mit Migra-
tions hintergrund und niedrigem sozialen Status 
dagegen nur bei 10 Prozent liegt18, ist dabei 
nicht nur ein gesellschaftspolitischer Skandal. 
Sondern auch volkswirtschaftlich ein Irrweg. Die 
Bildungspolitik in Baden-Württem berg verstärkt 
damit Ungleichheit und Aus gren zung, anstelle 
den notwendigen Beitrag zu deren Überwindung 
zu leisten.

Dabei muss immer wieder betont werden: Die 
geringe Bildungsbeteiligung gerade auch von 
Personen mit Migrationshintergrund darf auf-
grund der Faktenlagen nicht für „kulturalisti-
sche“ Erklärungsmuster missbraucht werden. 
Viel mehr spiegelt sich darin – wie Vergleiche 
mit Jugendlichen ohne Migrationshintergrund 
zeigen – die soziale Lage des Elternhauses wi-
der. Denn Jugendliche aus sozial schwachen 
Fami  lien ohne Migrationshintergrund sind in 
ähn licher Weise von Bildungsarmut betroffen, 
wäh rend umgekehrt Schülerinnen und Schüler 
aus sozial besser gestellten Familien mit Migra-
tions hintergrund gute Bildungserfolge erzie-
len.19

Die Teilhabe an Bildung für Kinder und Jugend-
liche aus sozial schwächeren Familien zu erhö-
hen, ist eine der wichtigsten Heraus for de rungen 
der kommenden Jahre. Denn schon heute ha-
ben – um die zahlenmäßig bedeutsamste Grup-
pe herauszugreifen – in Baden-Württemberg 
35 Pro zent der Schülerinnen und Schüler einen 
Migrationshintergrund, in der Altersklasse der 
bis zu 5-Jährigen liegt ihr Anteil bei 41 Prozent 
und in städtischen Ballungsräumen noch weit 
höher.20 Eine Fortschreibung der in der Grafik 
auf Seite 15 dargestellten Unterschiede hieße, 
Zehn tau sen den von Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen ihre Zukunftschancen zu 
nehmen sowie dringend benötigte 
Fachkräftepotentiale – in besonderem Maße im 
Bereich der technischen- und Ingenieurberufe – 
ungenutzt zu lassen (etwa drei Viertel der 
Ingenieure kommen aus nicht-akademischen 
Elternhaushalten ).21

Die Probleme reichen allerdings weiter. Denn 
Bil dungsarmut in Baden-Württemberg be-
stimmt sich nicht nur – vielleicht nicht einmal in 

Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des 
beruflichen Ausbildungssystems in Baden-Württemberg (2005 bis 2010)
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Ausgrenzung im 
Bildungssystem
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Chancen(-un)gleichheit am Arbeits- und Ausbildungsmarkt

ers ter Linie – durch Defizite in der allgemeinen 
Schul bildung (immerhin sinkt die Rate der 
Schul abgänger ohne Abschluss seit Jahren kon-
tinuierlich und liegt auch im Bundes län-
dervergleich sehr niedrig). Vielmehr ist seit vie-
len Jahren und in wachsendem Ausmaß der feh-
lende Aus bil dungs an schluss bzw. die schlechte 
Verwertbarkeit ins besondere von Haupt schul-
abschlüssen eine der größten Hürden für viele 
Jugendliche auf dem Weg zur Berufs ausbildung. 
Denn fast 60 Prozent von ihnen finden sich im 
sogenannten Über gangs system wieder, die we-
nigsten davon freiwillig. 

Die Gesamtsituation sieht nur unwesentlich 
besser aus. Nach einer für die Initiative Bildung 
und Beschäftigung (siehe linke Grafik Seite 16) 
erstellten Studie22 mündeten von allen Neu ein-
trit ten in die berufliche Bildung unterhalb der 
Hoch schulen in Baden-Württemberg im Jahr 
2010 42,5 Prozent direkt in das duale Aus bil-
dungs system, 15,4 Prozent in das Schulberufs-
system und 42 Prozent in das (betriebsferne) 
Übergangssystem ein. Im Letzteren werden zwar 
in vielen Fällen höhere Schulabschlüsse nach-
geholt – was im Übrigen die Frage aufwirft, war-
um dies angesichts der offensichtlichen Leis-
tungs fähigkeit der Schülerinnen und Schü ler 
nicht im Rahmen des allgemeinbildenden 
Schul systems möglich war – aber nicht das Ziel 
der Einmündung in die duale Ausbildung er-
reicht. Mit gerade auch auf längere Sicht gravie-
renden Folgen: Ganze 15  Prozent der 25- bis 
34-Jährigen in Baden-Württemberg verfügen we-
der über einen Berufs- noch Stu dien abschluss, 
bei Personen mit Migrations hin ter grund sogar 
jeder Dritte.23

Dabei ist die konkrete Ausgestaltung des (be-
triebsfernen) Übergangssystems, dessen Ent-
stehung und Verbreiterung seinerseits nur als 
Reaktion auf einen Mangel an betrieblichen 
Ausbildungsplätzen zu verstehen ist, nur ein 

Teil des Problems. Denn seit über 20 Jahren ist 
das Angebot an Ausbildungsplätzen in Baden-
Würt temberg kleiner als die tatsächliche Nach-
frage. Dies gilt gerade in jüngerer Zeit auch für 
den Bereich der Metall- und Elektroindustrie, 
der nach Aussagen der Arbeitgeber in besonde-
rem Maße von einem Mangel an Fachkräften be-
troffen ist. So ergab eine Sonderauswertung des 
Statistischen Landesamtes für die IG Metall 
Baden-Württemberg, dass von 2008 bis 2010 
die Zahl der neu abgeschlossenen Aus bil dungs-
verträge im Bereich Maschinenbau um fast 27 
Prozent und bei der Herstellung von Kraftwagen 
um 12 Prozent zurückgegangen ist, um nur zwei 
Beispiele zu nennen. Nach wie vor scheint da-
mit zu gelten, dass konjunkturelle Einbrüche 
den Abbau von Aus bildungsplätzen nach sich 
ziehen, was wiederum dem kompletten Gegen-
teil einer an langfristigen Zielen ausgerichteten 
Politik der Fachkräftesicherung entspricht. In 
nicht wenigen Fällen kann sogar von kompletter 
Aus bil dungs verweigerung gesprochen werden. 
Denn 24  Prozent der Betriebe in Baden-Würt-
tem berg bilden trotz Berechtigung gar nicht aus, 
im ver ar bei ten den Gewerbe 25 Prozent, in den 
Schlüsselbranchen 20  Prozent und selbst in 
Unternehmen mit über 500 Beschäftigten im-
merhin noch 12 Prozent.24

Der beste und einfachste Weg die Weichen für 
die Sicherung der betrieblichen Fachkräftebasis 
zu stellen – die Ausbildung des eigenen Nach-
wuchs – wird damit nicht oder nur unzureichend 
genutzt. Und dies obwohl die duale Berufs aus-
bil dung unbestritten ein zentraler Pfeiler der 
Stär ke der Industrie ist und – wie ein Blick ins 
euro päische Ausland nahelegt – einen kaum zu 
überschätzenden Beitrag zur Vermeidung von 
Jugendarbeitslosigkeit leistet. 

Bildungserfolg  
als Erbgut 
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Fachkräftesicherung heute für morgen

Frauen, ältere Beschäftigte und Jugendliche 
stellen das größte bislang unzureichend ge-
nutz te Potential zur Sicherung der Fach kräfte-
basis dar. Gelingt es, deren Erwerbsbeteiligung 
weiter zu erhöhen bzw. ihnen den Einstieg in 
eine (duale) Berufsausbildung zu ermöglichen, 
können die Auswirkungen des demographi-
schen Wandels weitgehend kompensiert wer-
den. Damit erschöpft sich der Handlungsbedarf 
aber in keiner Weise. 

Denn die Sicherung der Fachkräftebasis ist kein 
einmaliger Kraftakt, sondern bleibt eine Dauer-
aufgabe. Eine Daueraufgabe, die die gesamte 
Erwerbsbiographie aller Beschäftigten zu allen 
Zeitpunkten zum Gegenstand hat. Es geht dabei 
darum, aufbauend auf einem soliden Funda-

ment beruflicher Bildung, das spätere Aneignen 
weiterer Qualifikationen zu ermöglichen. Denn 
im Zuge des technologischen Wandels (z.B. 
E-Mobilität, Leichtbau, steigende IT-Durch-
dringung) entstehen nicht nur neue Berufs-
bilder, sondern verändern sich auch die An for-
de rungen innerhalb der Bestehenden. Zumal 
dann, wenn es gelingt, den Vorsprung an Inno-
vationsfähigkeit zu halten bzw. weiter auszu-
bauen. Deshalb müssen die bereits heute Be-
schäftigten die Möglichkeit erhalten, sich durch 
Fort- und Weiterbildung auf aktuelle und zu-
künftige Herausforderungen bestmöglich vorzu-
bereiten sowie die Grundlagen geschaffen wer-
den, um betriebliche Aufstiege durch Quali fi-
zierung zu ermöglichen. Dies ist bisher allen-
falls sehr eingeschränkt und längst nicht für alle 
der Fall. 

Die Weiterbildungsquote (Anteil Teilnehmer an 
Beschäftigten) liegt auch in Baden-Württemberg 
mit 25 Prozent nur im Bundesdurchschnitt und 
ist auch in den Schlüsselbranchen des verarbei-
tenden Gewerbes mit 28 Prozent nur unwesent-
lich höher (IAB Betriebspanel). Das heißt, dass 
über zwei Drittel der Beschäftigten außen vor 
bleiben, was angesichts der beschriebenen 
Heraus for de run gen wohl kaum mit einem 
Mangel an Not wen dig keit begründet werden 
kann. 

Die Nichtteilnahme verteilt sich zudem nicht 
gleichmäßig über alle Beschäftigtengruppen, 
sondern folgt einem einfachen Prinzip: Höher- 
und Hochqualifizierte werden gefördert, Un- 
und Angelernte hingegen kaum. Vor diesem 
Hintergrund kann auch der Befund, dass knapp 
die Hälfte aller Unternehmen in Baden-Würt-
temberg Weiterbildungsmaßnahmen anbieten 
und dieser Anteil mit steigender Betriebsgröße 
stark ansteigt (bei 20 - 99 Beschäftigten sind es 
bereits 82  Prozent), nicht als mögliche Ent-
lastung angeführt werden. Vergleichbar mit dem 

Fort- und Weiterbildung / Aufstiegsmobilität  
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 Fort- und Weiterbildung / Aufstiegsmobilität

System der schulischen Bildung werden Unter-
schiede nicht abgebaut, sondern vielmehr sys-
tematisch verschärft.

Schon allein diese wenigen Schlaglichter ma-
chen deutlich, dass eine große Diskrepanz zwi-
schen steigenden Qualifikationsanforderungen 
in den Betrieben (sowie den Forderungen nach 
lebenslangem Lernen) und den realen Teil-
nahme mög lich keiten der Beschäftigten an be-
trieblichen Fort- und Weiterbildungs maß nah-
men existiert. Aber auch der nachträgliche 
Erwerb von höheren beruflichen Abschlüssen 
(Meister, Tech niker) ist eine viel zu selten ge-
nutzte Option, die es attraktiver zu machen gilt. 
Die Zahl der Meisterprüfungen ist nach 
Auswertungen des Statistischen Bundesamtes 
in den letzen Jahren deutlich zurückgegangen 
und hat sich z.  B. für den Industriemeister 

Metall zwischen 1994 (8512) und 2006 (4847) 
halbiert und liegt in Baden-Württemberg nur 
noch bei rund 1000 (nahezu ausschließlich 
Männer).

Qualifikationsspezifische Weiterbildungsquoten 
in baden-württembergischen Betrieben 
jeweils 1. Halbjahr 2003, 2005, 2007 und 2009 – Anteile in %    
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Fachkräftesicherung heute für morgen

Der skizzierte Problemaufriss zeigt: Zur Siche-
rung der Fachkräftebasis und Herstellung von 
Chan cengleichheit steht kein „Breitband anti-
bio tikum“ zur Verfügung. Notwendig ist viel-
mehr ist ein ganzes Bündel von Maßnahmen, 
die jetzt von den relevanten Akteuren (Politik, 
Ar beit geber, Verbände, Bundesagentur für 
Arbeit) zügig angegangen werden müssen. 

Für die IG Metall Baden-Württemberg heißt das 
zunächst Defizite aufzuzeigen und eigene Kon-
zepte in die politische Debatte einzubringen, 
z. B. durch Beteiligung an der „Fach kräfte allianz 
Baden-Württemberg“ oder jüngst in der En-
quete kommission des Landtages „Fit fürs Leben 
in der Wissengesellschaft – berufliche Schu len, 
Aus- und Weiterbildung“. Das heißt auch, zu-
sammen mit den Arbeitgebern um Lösungen zu 
ringen, z. B. durch die Beteiligung am „Bündnis 
zur Stärkung der beruflichen Ausbildung und 
des Fachkräftenachwuchses in Baden-Württem 

berg 2010-2014“, im Rahmen der Erklärung mit 
Südwestmetall „Fach kräfte bedarf in der ME-
Industrie in Ba den-Würt tem berg sichern“ sowie 
bei Umsetzung und Weiter entwicklung von 
Tarifverträgen mit Qua li fi zie rungs rege lungen 
bzw. tarifvertraglich normierten Ein stiegs  quali-
fi zierungen. Und natürlich heißt das auch, sel-
ber vorangehen, ggf. auch gegen Widerstände, 
z. B. bei der Forderung nach unbefristeter Über-
nahme von Aus zu bil den den, um dem Fach-
kräfte nachwuchs eine gesicherte Per spektive zu 
bieten oder beim Ein satz gegen dequalifizieren-
de Leiharbeit. In allen Fel dern ist die IG Metall 
Baden-Württemberg auf grund der Nähe zu den 
Beschäftigten, Tausenden von kom petenten Be-
triebs räten und Ver trau ens leuten als Experten 
in eigener Sache, Mit be stim mungsrechten und 
als Tarif ver trags partei der Schlüsselbranchen 
Baden-Würt tem bergs dabei in besonderer Wei-
se gefordert, aber eben auch qualifiziert.

Handlungsfelder und notwendige Schritte 

Initiative Bildung und Beschäftigung –  
gestartet von der 
IG Metall Baden-Württemberg 

Die Themen Bildung, Qualifizierung, Chancengleichheit und 
Beschäftigung mit Perspektive gehören in das Zentrum der 
politischen Debatte. Deshalb ist es notwendig, eine breite öf-
fentliche Dis kus sion darüber anzustoßen, Verbündete zu su-
chen und im Rahmen eines breiten Bündnisses Position zu 
beziehen, Konzepte vorzulegen und Druck für Veränderungen 
zu erzeugen. Zu diesem Zweck hat die IG Metall Baden-
Württemberg 2010 die Initiative Bildung und Beschäf tigung 
gestartet, der sich bis heute eine Reihe von prominenten 
Unter stützern aus allen gesellschaftlichen Bereichen (Wirt-
schaft, Kultur, Sport, Wissenschaft) des Landes angeschlos-
sen haben. 

Die Initiative Bildung und Beschäftigung ist dabei mehr als 
eine gemeinsame Plattform. Sie ist auch Ausrichter von Foren 
zu unterschiedlichen Aspekten der Bildungs-, Qualifizierungs- 

und Beschäf ti gungs politik. Bisher haben drei Veranstaltungen 
stattgefunden, die auf der Internetpräsenz der Ini tia tive do-
kumentiert sind. Im Einzelnen waren dies

• „Nachwuchs individuell fördern – Zukunft gestalten“ 
(Stuttgart, Dezember 2010) 

• Wege aus der Bildungskrise – Mehr oder nur besser in-
vestieren? (Ulm, Februar 2011) 

• Auf der Straße der Verlierer? – Warum unser 
Bildungssystem nicht alle gleich behandelt (Mannheim, 
April 2011) 

Die IG Metall Baden-Württemberg wird auch in Zukunft neue 
Unterstützer für die Initative werben und in den kommenden 
Monaten weitere Foren ausrichten. Denn – so das Gründungs-
manifest der Initiative – wir haben die Wahl: Heute voraus-
schauend Handeln oder morgen das Nachsehen haben. 

Weitere Informationen unter  
www.bildung-und-beschaeftigung.de 
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Grundsanierungen

Die Sicherung der Fachkräftebasis und Her stel-
lung von Chancengleichheit erfordert neben ei-
ner Vielzahl von kurz- bis mittelfristig wirksa-
men Schritten auch einige Grundsanierungen. 
Letztere vor allem bei der Kinderbetreuung und 
allgemeinen Schulbildung.

Trotz nicht unerheblicher Anstrengungen sei-
tens der Politik besteht nach wie vor eine große 
Lücke zwischen dem Betreuungsplatzangebot 
für die bis zu Drei jährigen und dem tatsächli-
chen Bedarf. Um bis 2013 die gesetzlich festge-
legte Zielgröße einer Betreuungsquote von lan-
desweit durchschnittlich 35 Prozent zu errei-
chen, müssen in Baden-Württemberg rund 
50.000 zusätzliche Betreu ungs plätze geschaf-
fen werden.25 Der Mangel an Betreuungsplätzen 
gerade für die bis zu Drei jährigen ist das zentra-
le Hemmnis für die Berufstätigkeit oder die be-
ruflichen Ent wicklungs perspektiven von Müt-
tern im Allgemeinen und Alleinerziehenden im 
Beson deren. Frühkindliche Förderung ist gerade 
für Kinder aus sozial schwächeren Familien von 
besonderer Bedeutung für deren weiteren 
Schul- und Ausbildungserfolg. 

Vor diesem Hintergrund geht es nicht nur um 
den quantitativen Ausbau von Betreuungs-
plätzen, sondern immer auch um den Abbau 
von Zugangsbarrieren (die z.B. hinsichtlich der 
sozialen Ausgrenzung im Rahmen von Eltern-
initiativen auftreten), bedarfsgerechte Öff-
nungs  zeiten (Ganztagesangebote), die flächen-
deckende Verankerung von Förder kon zep ten, 
angemessene Betreuungsschlüssel sowie die 
Aufwertung des Erzieher/innenberufs insge-
samt.

Im Bereich der allgemeinen Schulbildung sind 
durchgreifende Strukturreformen überfällig. Auf 
einen einfachen Nenner gebracht geht es um 
die Schaf fung einer verlässlichen Ganztages be-
treu ung (Baden-Württemberg liegt mit 10  Pro-
zent Ganz tagesgrundschulen deutlich unterhalb 

des Durchschnitts aller Länder mit 37 Prozent26), 
um längeres gemeinsames Lernen, um einen 
Ausbau der individuellen Förderung sowie um 
die Erhöhung der Durchlässigkeit im Schul-
system selbst. Denn in seiner derzeitigen Aus-
gestaltung trägt das Schulsystem nicht zur Her-
stellung von Chancengleichheit bei, sondern 
bewirkt in vielen Fällen das genaue Gegenteil. 
Sowie schon allein aufgrund des Rückgangs der 
Schüler zah len Strukturreformen wie z.B. das 
längere gemeinsame Lernen notwendig sind, 
soweit die wohnortnahe Schulversorgung erhal-
ten bleiben soll. 

Diese Grundsanierungen sind zuallererst Auf-
gabe der Politik. Sie muss vor dem Hintergrund 
offensichtlicher Defizite (Ausgrenzung und da-
mit verbundene Leistungsschwächen) den Mut 
finden, das Schulsystem (einschließlich der 
Kleinkindbetreuung) auf die Höhe der Zeit zu 
brin gen und an veränderte Rahmenbedingungen 
(demographischer Wandel, soziale Ungleich-
heit, steigende Anforderungen, Schul prä fe ren-
zen der Eltern, Erwerbsbeteiligung von Frauen 
etc.) anzupassen und die dafür notwendigen fi-
nanziellen Ressourcen bereitstellen. Denn nach 
wie vor gilt: Der Erfolg im Schulsystem ist maß-
geblich für die gesamte weitere Bildungs- und 
Erwerbs biographie. Damit besteht die Chance, 
Pro bleme im Vorfeld zu vermeiden, anstelle 
sie  – wie bisher – bestenfalls nachträglich zu 
lindern, wo sie oberflächlich in Erscheinung tre-
ten. 

Grundsanierungen - Kleinkindbetreuung  
und allgemeine Schulbildung

Schulsystem  
reformieren 

Kleinkindbetreuung 
ausbauen 
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Fachkräftesicherung heute für morgen

Mit dem dualen Berufsausbildungssystem und 
der damit einhergehenden Kombination von 
schulischem und betrieblichem Lernen liegt – 
und dies gilt es immer wieder zu betonen – ein 
entscheidender Schlüssel zur mittel- und lang-
fristigen Sicherung der Fachkräftebasis bei den 
Unternehmen selbst. Die IG Metall wird die 
Arbeitgeber deshalb auch in deren eigenem 
Interesse nicht aus der Pflicht entlassen, jedem 
ausbildungswilligen Jugendlichen einen geeig-
neten Ausbildungsplatz anzubieten sowie da-
für Sorge zu tragen, sich durch unbefristete 
Übernahmen nach der Ausbildung und gute 
Zukunftsperspektiven als attraktiver Ausbil-
dungs- und Arbeitsort zu präsentieren. 

Ein beliebtes Argument der Arbeitgeber in die-
sem Zusammenhang lautet, dass die grundsätz-
liche Bereitschaft zur Steigerung der Aus bil-
dungs anstrengungen zwar durchaus vorhanden 
sei, es aber in zunehmendem Maße an geeigne-
ten Bewerbern/innen fehle. Der Befund, dass 
das Schulsystem Leistungsschwächen aufweist, 
ist nicht von der Hand zu weisen. Allerdings zei-
gen Pilotprojekte und Beispiele aus der betrieb-
lichen Praxis auch, dass die Hürden in vielen 
Fällen eher auf Vorurteilen denn auf unüber-
windbaren Kompetenzdefiziten beruhen. Ju-
gend liche, die eine Chance bekamen sich im 
Betrieb zu bewähren, haben diese in großem 
Umfang auch genutzt. So wie grundsätzlich die 
Arbeitgeberposition „wir würden ja gerne, fin-
den nur niemanden“ natürlich schon allein des-
halb völlig inakzeptabel ist, weil dies – je nach 
Beurteilung der Ausbildungsfähigkeit eines 
Jahr gangs - auch ein Einstellen jeglicher Aus bil-
dungsbemühungen rechtfertigen würde. 

Für Jugendliche, die tatsächlich schwerwiegen-
de Vermittlungshemmnisse aufweisen (zur Aus-
bil dungsfähigkeit gehören allgemeine schuli-
sche Basiskenntnisse in Lesen, Rechtschrei-
bung, schriftlicher Ausdrucksfähigkeit und ma-

thematische Grundrechenfähigkeiten ebenso 
wie allgemeine Merkmale des Arbeits-, Leis-
tungs- und Sozialverhaltens) muss durch be-
triebliche Angebote einer vorgeschalteten 
Quali fizierung der Zugang in die duale Aus bil-
dung ermöglicht werden. In einem solchen 
Rahmen können vorhandene Defizite gezielt ab-
gebaut, die Jugendlichen an die An for derungen 
des jeweiligen Ausbildungsgangs herangeführt 
und schließlich (verbindlich) in ein reguläres 
Ausbildungsverhältnis übernommen werden. 
Damit wird im Übrigen ein völlig anderer Weg 
beschritten als mit der Einführung von 2-jähri-
gen „Schmalspurausbildungen“. Denn es geht 
nicht darum, die Anforderungen an vorhandene 
Defizite anzupassen, sondern gezielt vorhande-
ne Defizite und Diskriminierungen abzubauen. 
Die IG Metall Baden-Württemberg hat zu dieser 
vorgeschalteten Einstiegsqualifzierung eigene 
Konzepte vorgelegt und in Ver hand lun gen mit 
den Arbeitgebern eingebracht, mit dem Ziel, 
diesen Ansatz in der Fläche für einen fest umris-
senen Personenkreis zu verankern. 

Flankierend dazu muss die Politik dafür Sorge 
tragen und die notwendigen finanziellen Mittel 
bereitstellen, um die Berufsschulen zu stärken. 
Durch die Gewährleistung der Unterrichts ver-
sorgung, die Bereitstellung von zusätzlichen 
Lehrer/innen sowie die Schaffung der Mög lich-
keit, im Rahmen der dualen Ausbildung die 
Fach hochschulreife zu erlangen. Auf mittlere 
Sicht sollte Ziel sein, die Berufsschulen zu regi-
onalen Kompetenzzentren für berufliche Aus-, 
aber auch für Fort- und Weiterbildung aufzuwer-
ten. Denn ein solcher Ausbau der bestehenden 
Strukturen ist weitaus effizienter als die 
Schaffung kostspieliger Doppelstrukturen. 

Duale Berufsausbildung  

Berufsschulen  
stärken 
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Berufliche Weiterbildung

Berufliche Weiterbildung 

Die Einbindung und der Ausbau des Wissens 
der Beschäftigten sind Voraussetzung für dau-
erhaften wirtschaftlichen Erfolg. Nicht ohne 
Grund sind es die innovativen, tarifgebundenen 
Aus bildungs betriebe, die die höchste Weiter-
bil dungs intensität aufweisen. Damit wird das 
bestehende Potential aber bei weitem nicht 
ausgeschöpft. Denn gute Beispiele auf der ei-
nen Seite sind immer auch ein Spiegelbild von 
Versäumnissen und Defiziten auf der anderen. 

Zukünftig muss es weitaus besser gelingen, in 
der gesamten Breite der Industrie bestehende 
Qualifikationen im Betrieb systematisch zu er-
fassen, Qualifizierungsbedarfe (auch mit Blick 
auf zukünftige Anforderungen) zu ermitteln, da-
rauf aufbauend an die jeweiligen Bedürfnisse 
angepasste Angebote und Formate zu entwi-
ckeln und alle Beschäftigtengruppen in die be-
triebliche Fort- und Weiterbildung (unabhängig 
vom Ausbildungsstand, Geschlecht, Alter etc.) 
einzubinden. Außerdem muss es gelingen ei-
nen verlässlichen Rahmen zu schaffen, der das 
Nachholen von Abschlüssen in der gesamten 
Breite (Duale Ausbildung, Meister- oder 
Technikerprüfung, Studium) nicht nur rechtlich 
ermöglicht, sondern dies in der Praxis auch zu-
lässt und fördert.

Die IG Metall Baden-Württemberg ist bereits auf 
vielen der genannten Felder aktiv, an erster 
Stelle im Rahmen umfangreicher Bildungs- und 
Qualifizierungsangebote für Betriebsräte. Mit 
der Agentur Q  wurde zudem gemeinsam mit 
Südwestmetall eine Einrichtung geschaffen, de-
ren Aufgabe darin besteht, gerade kleine und 
mittlere Unternehmen über Maßnahmen im 
Bereich der beruflichen Weiterbildung zu infor-
mieren, hinsichtlich konkreter Schritte zu bera-
ten und gemeinsam Projekte zu entwickeln. 
Denn oft wissen Beschäftigte und Unternehmen 
nicht, welches die richtigen und notwendigen 
Bildungsmaßnahmen sind. Zudem ermöglicht 

erst die Bündelung von Wissen und Erfahrung 
die notwendige Transferleistung über den 
Einzelfall hinaus. Dieser Ansatz ist weiter aus-
zubauen, durch die Zusammenführung beste-
hender Beratungs- und Unterstützungsangebote 
der Arbeitsagenturen, Verbände, Kammern etc. 
zu einer flächendeckenden, trägerunabhängi-
gen Bildungsberatung für die gesamte Bevöl-
kerung.

In einem zweiten Schritt ist es unabdingbar, die 
Rahmenbedingungen für die Teilnahme an Wei-
ter bildung zu verbessern. Ein Gesetz zur bezahl-
ten Bildungsfreistellung kann dafür starke Im-
pulse geben, wenn es mit bereits vorhandenen 
und weiter auszubauenden tariflichen Rege lun-
gen zur Qualifizierung verknüpft wird. 

Bereits heute bestehen im Rahmen des Quali-
fizie rungs tarifvertrages für die Metall- und 
Elektro indus trie Ansprüche auf die Ermittlung 
von individuellen Bedarfen und Entwick lungs-
perspektiven. Im Tarifvertrag „Kurz arbeit, Quali-
fi zie rung, Beschäf tigung“ (KQB) sind umfassen-
de Frei stel lungs möglichkeiten (bis zu 5 Jahre, 
z.B. um ein Studium nachzuholen) mit Anspruch 
auf anschließende Weiter beschäf tigung festge-
legt. Der Frei stel lungs an spruch mit Weiter-
beschäf ti gungs garantie steht dabei auch Aus-
zu bildenden direkt nach Ab schluss der 
Ausbildung offen. Im Rahmen eines ver blockten 
Teilzeitmodells ist es zudem möglich, z.B. nach 
einer zweijährigen Beschäf tigung in den folgen-
den zwei Jahren eine Techni ker aus bil dung zu 
machen. 

Die IG Metall Baden-Württemberg wird den ein-
geschlagenen Weg der tarifvertraglichen Gestal-
tung von Qualifizierungsansprüchen weiter ver-
folgen, der umso erfolgversprechender ist, je 
besser die gesetzlichen Rahmen be din gungen 
dies flankierend unterstützen. Zum Beispiel 
durch eine engere Verknüpfung von allgemeiner 
und beruflicher Bildung im Rahmen einer weite-

Weiterbildung  
ermöglichen  
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ren Öffnung der Hochschulen für qualifizierte 
Beschäftigte ohne Hochschulreife, die Ent wick-
lung und Umsetzung berufsbegleitender Stu-
dien gänge und die Förde rung von universitären 
Weiter bildungs (pilot-)projekten. 

Besondere Aufmerksamkeit bedürfen schließ-
lich die große Zahl an Un- und Angelernten 
(rund 360.000 sozialversicherungspflichtig 
Beschäf tigte allein in Baden-Württemberg; 
Stand: 31.03.2010), deren Arbeitsplätze vom 
Strukturwandel und wirtschaftlichen Ein brü-
chen in besonderem Maße bedroht sind. So gin-
gen nach einer Auswertung der IG Metall Baden-
Württemberg allein im Zeitraum von April 2008 
bis Ende März 2010 fast 40.000 sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplätze im Un- und Ange-
lerntenbereich verloren. Dieser Rückgang von 
fast 10  Prozent (Fahrzeugbau minus  14,2 Pro-
zent) liegt im Bundesländervergleich an der 
Spitze, was den besonderen Problemdruck ver-
deutlicht, gerade auch im Bereich der Metall- 
und Elektro industrie mit immer noch fast 
160.000 un- und angelernten Beschäftigten 

(31.  März  2010).27 Für diese Gruppe ist der 
Zugang zu betrieblicher Fort- und Weiterbildung 
besonders wichtig. Allerdings muss aufgrund 
der besonderen Problemlage auch die 
Arbeitsmarktpolitik ihren Beitrag leisten. Denn 
in vielen Fällen muss das Ziel das Nachholen ei-
nes Berufsabschlusses sein, der neue 
Perspektiven im Betrieb oder allgemein am 
Arbeitsmarkt eröffnet. Deshalb setzt sich die IG 
Metall dafür ein, das Programm „Weiterbildung 
Geringqualifizierter und beschäftigter Älterer in 
Unternehmen“ (WeGebAU) fortzusetzen und 
auszubauen, in dessen Rahmen Un- und 
Angelernten unter günstigen Förderkonditionen 
Fach arbeiterqualifikationen vermittelt und 
Berufsabschlüsse nachgeholt werden können. 
Dass dies möglich und sinnvoll ist, konnte im 
Rahmen vieler durch die Agen tur  Q initiierten 
und begleiteten Projekte nachgewiesen werden. 

Un und Angelernte 
einbeziehen 
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Fazit

Für die IG Metall Baden-Württemberg steht 
fest: Wenn nicht alle Weichen in Richtung 
Siche rung und Ausbau der Fachkräftebasis ge-
stellt werden, sind Fach- und Arbeitskräfte-
mangel durchaus eine reale Bedrohung. Zumal 
dann, wenn es gelingt, die wirtschaftliche und 
indus trielle Leistungsfähigkeit weiter auszu-
bauen und wich tige Zukunftsfelder und –märk-
te erfolgreich zu besetzen. 

Ein möglicher Fachkräftemangel ist dabei – ne-
ben der Ausbremsung von Frauen und schlech-
ten Arbeitsmarktchancen für Ältere – immer in 
besonderem Maße auch Ergebnis von unglei-
cher Chancenverteilung im allgemeinen Bil-
dungs system sowie im Bereich der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung. 

Wer heute junge Menschen an der Entfaltung ih-
rer Talente und Potentiale hindert, kann morgen 
nicht dieselben Personen als Fachkräfte einstel-
len. Deshalb ist die Investition in Aus- und 
Weiterbildung auf längere Sicht der einzig gang-
bare Weg, um Fachkräftemangel zu vermeiden. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt die IG Metall 
Baden-Württemberg es ausdrücklich, dass die 
Fachkräftedebatte auf allen Ebenen große 
Aufmerksamkeit genießt und auf Landesebene 
die „Allianz für Fachkräfte“ ins Leben gerufen 
wurde. Denn allen Defiziten zum Trotz sind die 
Chancen, spürbare Fortschritte zu erzielen, 
günstig. 

Im Vergleich zu vielen anderen Ländern verfügt 
Deutschland über ein leistungsfähiges System 

der beruflichen Bildung, welches „nur“ an neue 
Herausforderungen – insbesondere hinsichtlich 
der Frage des Zugangs – angepasst werden 
muss. Oder mit anderen Worten: Reformen sind 
zwingend, nicht aber ein völliger Neuanfang. 

Die IG Metall Baden-Württemberg wird sich wei-
ter in diese Debatte einbringen, eigene Kon-
zepte präsentieren, die Zusammenarbeit su-
chen und wo möglich die Entwicklung vorantrei-
ben. Immer mit dem Ziel vor Augen, für jeden 
Ein zelnen die bestmöglichen Ent wick lungs per-
spek tiven sicher zu stellen, es jedem Einzelnen 
zu ermöglichen, eine gute Schul bildung zu er-
langen, einen Berufsabschluss zu machen und 
von einer soliden Basis aus die eigene Bildungs- 
und Erwerbsbiographie selbstbestimmt gestal-
ten zu können. 

Dabei ist eines für die IG Metall Baden-Württem-
berg selbstverständlich: Die Sicherung der 
Fach kräftebasis und eine weitere Verrohung des 
Arbeits marktes schließen sich aus. Deshalb ist 
der Kampf um gute Arbeit auch in Zukunft von 
zentraler Bedeutung. 

Wer über Fachkräftemangel klagt, gleichzeitig 
aber auf Leiharbeit, Werkverträge, Befristungen 
und Niedriglohn setzt, handelt kurzsichtig, ge-
gen die eigenen Interessen, im Grunde verlo-
gen. Und darf sich des Widerstands der gesam-
ten IG Metall und ihrer Mitglieder sicher sein.   

Fazit
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